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Tintner/6264
Junge Ausländer im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD vom 11.11.2005 
An unterschiedliche Stellen sind im Koalitionsvertrag auch Aussagen zu jungen Ausländern enthalten, die nachfolgend zusammengefasst dargestellt sind:

Die Koalitionäre erachten das Erlernen der deutschen Sprache schon vor der Grundschule für unerlässlich.

Darüber hinaus ist beabsichtigt, Jugendliche und Unternehmer mit Migrationshintergrund gezielt für die Beteiligung an der beruflichen Bildung zu gewinnen.

Die Bundesregierung plant sich für ein ganzheitliches Integrationskonzept einzusetzen, welches nicht nur den Zugang zum Arbeitsmarkt für sozial benachteiligte junge Menschen, insbesondere junge Migranten, abdeckt, sondern auch Maßnahmen vorsieht, die sich mit den sozialen, kulturellen, religiösen, sprachlichen und länderspezifischen Unterschieden befassen. 
Um  das  Integrationsziel in Deutschland  zu  erreichen,  soll die Migration gesteuert und begrenzt   werden.   Dabei wird die Integration von Ausländern und Aussiedlern als Querschnittsaufgabe vieler Politikbereiche angesehen. Auf Bundesebene sollen Integrationsmaßnahmen beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge gebündelt werden.
Das  Aufenthaltsgesetz  soll  zur  Umsetzung  von  elf EU-Richtlinien  im  Ausländer-  und  Asylbereich  umgehend  erneut geändert werden.  Im Hinblick auf die bundeseinheitliche Anwendung des Ausländerrechts sollen Allgemeine Verwaltungsvorschriften  zum  Aufenthaltsgesetz  und ein Freizügigkeitsgesetz/EU  schnellstmöglich ausgearbeitet werden. 

Das Zuwanderungsgesetz   soll   anhand   der   Anwendungspraxis  unter verschiedenen Gesichtspunkten evaluiert  und insbesondere   die   Frage   der  sog.  Kettenduldung  gelöst  werden.  

Der Missbrauch von Vaterschaftsanerkennungen zur Erlangung von Vorteilen im Ausländer- und Staatsangehörigkeitsrecht soll durch geeignete Maßnahmen unterbunden werden. 

Bei Aussiedlern soll möglichst  in  den  Herkunftsgebieten  eine Lebens- und Zukunftsperspektive eröffnet werden.
Beim Ausbau und bei der Neukonzeption von Bildungs- und Betreuungsangeboten in und außerhalb der Schule müssen die spezifischen Bedingungen von Migrantenkindern berücksichtigt werden, damit auch sie Chancen auf gute Bildungsabschlüsse haben. Neben einer besseren Kooperation mit Migrantenorganisationen sollen die Jugendmigrationsdienste weiterentwickelt werden. Die Zusammenarbeit der Bildungs- und Betreuungsinstitutionen und der Jugendhilfe im Sinne einer Erziehungspartnerschaft soll verstärkt werden.

Die begonnenen Maßnahmen zur Integration ausländischer Frauen sollen verstärkt vorangebracht werden.  Die Gleichberechtigung von Männern und Frauen wird als wichtiger thematischer Schwerpunkt in die Maßnahmen zum interreligiösen Dialog aufgenommen.

In diesem Zusammenhang wird im Koalitionsvertrag angeführt, dass Zwangsverheiratungen verhindert werden sollen. Zur Prävention und Bekämpfung von Zwangsverheiratungen sollen die Rechtsstellung der Betroffenen verbessert, Betreuungs-, Beratungs- und spezifischen Hilfsangebote sowie Präventionsmaßnahmen ausgebaut werden. Es ist geplant, Zwangsverheiratungen als Straftatbestand in das Strafgesetzbuch aufzunehmen. 
